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Sachgebiet 2032 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Leicht, Höcherl, Dr. Althammer, 
Dr. Schmidt (Wuppertal), Hauser (Bad Godesberg) 
und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Löhne und Gehälter im öffentlichen Dienst 


Die Bundesregierung hat in der Beantwortung der Kleinen An- 
frage der Fraktion der CDU/CSU betr. Haushaltsrisiken 1970/71 
(Drucksache VI/1766) die durchschnittliche Verbesserung (Jah- 
reseinkommensvergleich in V. H.) der Bezüge im öffentlichen 
Dienst des Bundes im Jahre 1971 

— für alle Bundesbediensteten — einschließlich Ruhegehalts- 
empfänger — mit 9,5 V. H., 

— für die Beamten, Richter und Soldaten — einschließlich 
Ruhegehaltsempfänger — mit 9,1 v. H., 

— für die Angestellten und Arbeiter mit 10,4 v. H. zuzüglich 
1,8 V. H. für die Angestellten und zuzüglich 3,0 v. H. für die 
Arbeiter 

beziffert. In der Öffentlichkeit besteht Unklarheit, inwieweit die 
angegebenen Sätze noch zutreffen und inwieweit die getroffe- 
nen Vereinbarungen und Beschlüsse zu einer zusätzlichen Ver- 
besserung im Jahre 1972 führen. Eine Klarstellung als Grund- 
lage für die kommenden Beratungen und Verhandlungen über 
den Umfang der im Jahre 1972 erforderlichen Anpassung der 
Löhne und Gehälter im öffentlichen Dienst erscheint notwendig. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Welche durchschnittliche Erhöhung der Bezüge (Jahresein- 
kommensvergleich in V. H.) ergibt sich beim Bund im Rech- 
nungsjahr 1971 aus heutiger Sicht aus den geltenden tarif- 
lichen und gesetzlichen Regelungen 

1.1 für alle Bediensteten — einschließlich Ruhegehalts- 
empfänger — , 

1 .2 für die Beamten, Richter und Soldaten 

a) einschließlich, 

b) ohne Ruhegehaltsempfänger, 

1 .3 für die Angestellten, 

1 .4 für die Arbeiter? 
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2. Reichen die im Bundeshaushaltsplan 1971 ausgewiesenen 
Ansätze für die Personalausgaben zur Deckung des hieraus 
sich ergebenden Mehrbedarfs — einschließlich des Mehr- 
bedarfs für Zuwendungsempfänger — aus? 

3. Welche zusätzliche durchschnittliche Verbesserung der Be- 
züge (Jahreseinkommensvergleich in v. H. gegenüber 1971) 
und welche Haushaltsmehrbelastungen (einschließlich des 
Mehrbedarfs für Zuwendungsempfänger) ergeben sich beim 
Bund im Rechnungsjahr 1972 durch bereits bisher verein- 
barte oder gesetzlich beschlossene Regelungen, die erst im 
Laufe des Rechnungsjahres 1971 oder im Rechnungsjahr 1972 
wirksam werden bzw. wirksam geworden sind, 

3.1 für alle Bundesbediensteten — einschließlich Ruhe- 
gehaltsempfänger — , 

3.2 für die Beamten, Richter und Soldaten 

a) einschließlich, 

b) ohne Ruhegehaltsempfänger, 

3.3 für die Angestellten, 

3.4 für die Arbeiter? 

4. Welche Mehrkosten ergeben sich im Bundeshaushalt 1972 
unter Berücksichtigung auch der Zuwendungsempfänger bei 
einer Verbesserung der Bezüge ab 1. Januar 1972 um 1 v. H. 
für 

4.1 alle Bediensteten — einschließlich Ruhegehaltsempfän- 
ger— 

4.2 die Beamten, Richter und Soldaten 

a) einschließlich, 

b) ohne Ruhegehaltsempfänger, 

4.3 die Angestellten, 

4.4 die Arbeiter? 

5. Wie sind die entsprechenden Zahlen (Fragen 1 bis 4) für 

5.1 die Bundespost, 

5.2 die Bundesbahn, 

5.3 die Länder, 

5.4 die Gemeinden (Gemeindeverbände)? 

Bonn, den 4. Oktober 1971 
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Höcherl 
Dr. Althammer 
Dr. Schmidt (Wuppertal) 

Hauser (Bad Godesberg) 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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